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Aktueller Sachstand zum Leerstand Methfesselstrale 80, April 2026

Sachverhalt:

Kleine Anfrage nach § 24 BezVG des Mitglieds der Bezirksversammlung Eimsbiittel,
Mikey Kleinert (Fraktion DIE LINKE)

Titel: Aktueller Sachstand zum Leerstand Methfesselstralte 80, April 2026

Fortlaufende. Nr.: 22-177

Eingangsdatum: 15.04.2026
Datum der Antwort: 27.04.2026

Das Bezirksamt Eimsbiittel beantwortet die Kleine Anfrage wie folgt:

Sachverhalt:

Das Gebaude Methfesselstralle 80 ist seit Jahren Gegenstand wohnraumschutzrechtlicher Auseinandersetzungen
und steht weitgehend leer. Die letzte Auskunft der Verwaltung stammt vom 26.08.2025 (Drs. 22-1373). Darin wurde
mitgeteilt, dass weiterhin kein Baubeginn angezeigt worden sei, die Baugenehmigung vom 11.04.2023 bis zum
11.04.2026 gliltig sei, eine Genehmigungsfiktion nach § 13 Abs. 3 HmbWoSchG ohne Befristung oder Widerrufsvor-
behalt vorliege und keine Erkenntnisse Uber einen Eigentimerwechsel vorlagen.

Sollte die Baugenehmigung zwischenzeitlich ausgelaufen sein, ohne dass ein Baubeginn angezeigt oder die Sanie-
rung in Angriff genommen worden ware, miisste nunmehr wohnraumschutzrechtlich eingeschritten werden.

Dem Anfragenden ist weiter zur Kenntnis gelangt, dass der Eigentimer weiterhin Plane zum Verkauf des Gebaudes
verfolgt. Dies legt den Verdacht nahe, dass der bisherige Eigentiimer mit dem Leerstand spekuliert und eine Sanie-
rung bewusst nicht umgesetzt hat, um das Gebaude in unsaniertem Zustand gewinnbringend zu verauf3ern.

Vor diesem Hintergrund frage ich die Verwaltung:

1. Wurde fiir das Bauvorhaben in der Methfesselstralle 80 seit August 2025 ein Baubeginn angezeigt? Falls ja,
wann?

Es wurde noch kein Baubeginn fur das Vorhaben angezeigt.

Seite: 1/3




2. Ist die am 11.04.2023 erteilte und bis zum 11.04.2026 gliltige Baugenehmigung zwischenzeitlich ausgelaufen oder
wurde ein Antrag auf Verlangerung gestellt? Falls ein Verlangerungsantrag gestellt wurde: wann, und mit welchem
Ergebnis wurde er beschieden?

Der Antrag auf Verlangerung wurde am 10.10.2025 eingereicht. Die Baugenehmigung wurde
mit Verlangerungsbescheid vom 20.11.2025 bis zum 11.04.2027 verlangert.

3. Die in der Drs. 22-1373 erwahnte Genehmigungsfiktion nach § 13 Abs. 3 HmbWoSchG stutzte sich auf die Plane
des Eigentimers zur Sanierung als Rechtfertigung des fortdauernden Leerstands. Wie bewertet das Bezirksamt den
Fortbestand dieser Genehmigungsfiktion nach Ablauf der Baugenehmigung? Sieht das Bezirksamt Raum fir einen
Widerruf bzw. eine Neubewertung der Rechtslage nach § 13 HmbWoSchG?

Die Verfliigungsberechtigten sind im Hinblick auf den Ablauf der Baugenehmigung berechtigt,
einen Verlangerungsantrag zu stellen. Da ein solcher Antrag gestellt und beschieden wurde, gilt
die Genehmigungsfiktion fort.

4. Welche konkreten wohnraumschutzrechtlichen Schritte plant das Bezirksamt nunmehr, um den seit Jahren andau-
ernden Leerstand zu beenden — insbesondere im Hinblick auf Anordnungen zur Wohnnutzung und Wiederherstellung
gem. § 12 HmbWoSchG, BuRgelder gem. § 15 HmbWoSchG oder Treuhanderldsungen gem. § 12b HmbWoSchG?

Aktuell sind keine Mal3nahmen geplant.

5. Hat das Bezirksamt seit August 2025 neue Erkenntnisse uber einen stattgefundenen oder beabsichtigten Eigen-
timerwechsel erlangt? Falls ja, welche?

Ja. Das Bezirksamt hat im Rahmen der regelhaften Beteiligung des Landesbetriebs Immobili-
enmanagement und Grundvermdgen (LIG) im Zusammenhang mit der Prafung des Vorkaufs-
rechts Kenntnis Uber einen beabsichtigten Eigentumerwechsel sowie Uber einen Antrag zur
Genehmigung des Verkaufs nach § 172 Abs. 4 Satz 4 BauGB seitens des beauftragten Notari-
ats erlangt.

Da die betreffende Immobilie bereits im Jahr 2021 in Wohnungs- bzw. Teileigentum umgewan-
delt wurde, konnte kein Vorkaufsrecht ausgelibt werden. Hinsichtlich der genehmigten Um-
wandlung im Jahr 2021 besteht ein Genehmigungsanspruch der Eigentiimer, sofern diese sich
verpflichten, fur einen Zeitraum von sieben Jahren ab Begriindung des Wohnungseigentums
die Wohnungen ausschlieBlich an die jeweiligen Mieter zu verauf3ern (§ 172 Abs. 4 Satz 3 Nr. 6
BauGB). Liegen diese Voraussetzungen vor, ist die Genehmigung zur Umwandlung nach § 173
Abs. 1 BauGB zu erteilen.

Im Rahmen eines stadtebaulichen Vertrags haben das Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung
Eimsbiittel und die Kauferin verbindlich vereinbart, dass die bestehende Baugenehmigung um-
gesetzt wird. Zudem werden zentrale Belange der Sozialen Erhaltungsverordnung gesichert,
insbesondere das Rickzugsrecht der Bestandsmieter, als auch das Fortbestehen von Miet-
wohnungen. Weiterhin verpflichtet sich die Kauferin, die Wohneinheiten flr einen Zeitraum von
sieben Jahren ab der Erstvermietung ausschlief3lich an die jeweiligen Mieter zu verauf3ern. Die-
se Verpflichtung erfolgt unter Bericksichtigung von § 172 Abs. 4 Satz 3 Nr. 6 BauGB sowie der
hierzu bestehenden Rechtsauffassung und einschlagigen Rechtsprechung. Es ist dabei zu be-
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achten, dass Mieter kein Mietverhaltnis vortauschen durfen, um eine Wohnung zu erwerben.
Daruber hinaus sieht der stadtebauliche Vertrag vor, dass das Grundstuck weder vollstandig
noch teilweise veraulRert werden darf, solange die vertraglichen Verpflichtungen nicht vollstan-
dig erfiillt sind. Dies gilt auch firr die Ubertragung von Gesellschaftsanteilen der K&uferin.

6. Wurde dem Bezirksamt ein Vorgang nach der sozialen Erhaltungsverordnung (Milieuschutzsatzung) fir die Meth-
fesselstralle 80 zur Priifung vorgelegt — insbesondere im Zusammenhang mit einem beabsichtigten Verkauf oder
einer Ubertragung des Eigentums? Falls ja, wann und mit welchem Ergebnis (Genehmigung, Versagung, Negativ-
zeugnis, Abwendungsvereinbarung, Austbung des gemeindlichen Vorkaufsrechts)?

Ja, dem Bezirksamt wurde am 10.10.2025 im Rahmen der regelmafigen Beteiligung durch den
LIG die Prifung des Vorkaufsrechts fiir die Liegenschaft Methfesselstral’e 80 im Geltungsbe-
reich der Sozialen Erhaltungsverordnung vorgelegt. Ferner wurde am 14.11.2025 sowie am
02.04.2026 ein Antrag auf Genehmigung zur Veraulierung gemaf § 172 Abs. 4 Satz 4 BauGB
gestellt.

Ein Vorkaufsrecht wurde aufgrund der bereits genehmigten Umwandlung in Wohnungs- bzw.
Teileigentum nicht ausgeubt.

Grundlage fur die erteilte Genehmigung zur VeraufRerung gemal § 172 Abs. 4 Satz 4 BauGB
durch das Bezirksamt ist ein am 20.01.2026 geschlossener stadtebaulicher Vertrag mit der Kau-
ferin (siehe Antwort zu Frage 5).

7. Wurde ein Vorkaufsrecht nach §§ 24 ff. BauGB i. V. m. der sozialen Erhaltungsverordnung geprift? Falls ja, mit
welchem Ergebnis?

Ja, das Vorkaufsrecht wurde gepruft. Im Ergebnis besteht kein Vorkaufsrecht aufgrund der er-
teilten Genehmigung zur Umwandlung.

8. Hat das Bezirksamt seit August 2025 weitere Anordnungen, Verfiigungen, Bu3- oder Zwangsgelder bezliglich der
Methfesselstral3e 80 erlassen bzw. verhangt? Falls ja, welche und in welcher Hohe?

Es wurden keine weiteren Anordnungen, Verfiigungen, Buf3- oder Zwangsgelder durch WBZ
erlassen.

Verwaltungsrechtliche Malinahmen sind bislang nicht erfolgt.

9. Wie bewertet das Bezirksamt den aktuellen baulichen Zustand des Geb&udes, insbesondere im Hinblick auf die
Standsicherheit und die Bewohnbarkeit der noch bewohnten Wohnung?

Hiertber liegen keine Erkenntnisse vor.

Petitum/Beschluss: ohne

Anlage/n:keine

Seite: 3/3



	- öffentlich -

